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Geſetz— Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 68. 


(Nr. 6732.) Verordnung, betreffend die Einführung verſchiedener ſeerechtlicher Vorſchriften 
des Preußiſchen Rechts in das vormalige Königreich Hannover. Vom 
24. Juni 1867. 


vn Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für das vormalige König⸗ 
eich Hannover, was folgt: a 
et Die in der Anlage enthaltenen ſeerechtlichen Vorſchriften des Preußiſchen 
5 Rechts, nämlich: 
J. der Artikel 56. des Geſetzes über die Einführung des Allgemeinen Deut⸗ 
ſchen Handelsgeſetzbuchs in Unſerer Monarchie vom 24. Juni 1861. 
(Geſetz Samml. S. 449.) i 
II. das Geſetz, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Schiffsmannſchaft auf 
den Seeſchiffen, vom 26. März 1864. (Geſetz Samml. S. 693.) / 


III. das Geſetz zur Aufrechterhaltung der Mannszucht auf den Seeſchiffen 
vom 31. März 1841. (Geſetz⸗Samml. S. 64), ſoweit daſſelbe durch das 
Geſetz vom 26. März 1864. (Nr. II.) nicht abgeändert iſt / 

IV. die Verordnung, betreffend die Verpflichtung der Preußiſchen 5e 
zur Mitnahme verunglückter vaterländiſcher Schiffsmänner, vom 5. Oktober 
1833. (Geſetz⸗Samml. S. 122.) / 

V. das Geſetz über die Beſtrafung von Seeleuten Preußiſcher Handelsſchiffe, 
welche ſich dem übernommenen Dienſte entziehen, vom 20. März 1854. 
(Geſetz⸗Samml. ©. 137.) ; 

treten für das vormalige Königreich Hannover am 30. September 1867. mit 

Rnachſtehenden Maaßgaben in Kraft: 

1) Die Beſtimmung des F. 8. des Geſetzes vom 26. März 1864. (Nr. I 

über die Beziehung der Formulare der Seefahrtsbücher von den Stempel⸗ 

ö vertheilern wird dahin ergänzt, daß bis auf weitere im Verwaltungswege 
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Ausgegeben zu Berlin den 27. Juli 1867. 


zu treffende Anordnung die Formulare der Seefahrtsbücher von den 
Muſterungsbehörden zu beziehen find. ER en 
2) Die auf die Größe des Logisraums ſich beziehenden Vorſchriften im 
zweiten Abſatz des $. 26. des Geſetzes vom 26. März 1864. (Nr. II.) 
treten in Betreff der Schiffe, welche vor Erlaß dieſer Verordnung bereits 
gebaut find, erſt mit dem 1. Januar 1869. in Kraft. 15 1 
3) Die nach dem dritten Abja des F. 26. a. a. O. den Bezirksregierungen 
zustehende Befugniß zur Exlaſſung von örtlichen Verordnungen über die 
em Schiffsmann zu verabreichenden Speiſen und Getränke ſteht, ſo 
lange Bezirksregierungen nicht eingeſetzt ſind, den Landdroſteien zu. 
Alle dieſer Verordnung entgegenſtehende Vorſchriften werden aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö 


Gegeben Berlin, den 24. Juni 1867. 
„ Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. v. Mühler. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 15 


Anlage. 


R Artikel 56. des Geſetzes uber die Einführung des Allgemeinen f 
Deutſchen Handesgeſetzbuchs in Unſerer Monarchie vom 24. Juni 1861. 
| Gzbeſetz-Samml. S. 44 


| Ui die Rechte des Schiffsmannes in Anſehung der Heuer wird zur 5 


i nn der Artikel 536. und 541. des Handelsgeſetzbuchs Folgendes ver⸗ 
ordnet! > | 
Be 8.1 | u 


Wenn nach Beendigung der Ausxeiſe eine oder mehrere Zwiſchenreiſen 


unternommen werden, fo kann der Schiffsmann, ſobald ſechs Monate ſeit dem 


Antritt der Ausxeiſe abgelaufen find, in dem erſten Hafen, welchen das Schiff 
anläuft, ſofern es darin ganz oder zum größeren Theile gelöscht wic die us 


© zahlung der ‚Hälfte der bis dahin verdienten Heuer verlangen. Die Zahlu 


muß nach ſeiner Wahl entweder baar oder mittelſt einer Anweiſung auf de 
Rheder erfolgen, welche zwei Tage nach Sicht zahlbar iſt. An 5 


\ 


| = 10 = > 

% In gleicher Weiſe ift der Schiffsmann, ſobald ſechs Monate feit der frl⸗ 
heren Auszahlung abgelaufen ſind, die Auszahlung der Hälfte der ſeit der frühe⸗ 
len Auszahlung verdienten Heuer zu fordern berechtigt. 


$. 2. 
; Die in dem Artikel 541. des Handelsgeſetzbuchs vorgeſchriebene Erhöhung 
der nach Zeit bedungenen Heuer beträgt von dem Beginn des dritten Jahres an 
ein Fünftel, von dem Beginn des vierten Jahres an ein ferneres Fünftel des 
in dem Heuervertrage feſtgeſetzten Betrages, Leichtmatroſen rücken mit Beginn 
des dritten Jahres in die Heuer der Vollmatroſen, Schiffsjungen in die Heuer der 
LNeichtmatroſen, in beiden Fällen unter Hinzurechnung der vorerwähnten Er⸗ 


N 


N höhung. 


| I. Geſetz, betreffend die Rechtsverhaͤltniſſe der Schiffsmannſchaft auf 
den Seeſchiffen, vom 26. Maͤrz 1864. (Geſetz-Samml. S. 693.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


berordnen zur Ergänzung der Vorſchriften des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs und 
des Einführungsgeſetzes zu demſelben vom 24. Juni 1861. (Geſetz Samml. 
©. 449.), über die Rechtsverhältniſſe der Schiffsmannſchaft auf den Seeſchiffen, 
mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen Umfang Unſerer 
Monarchie, was folgt: ü 


Erſter Abſechnitt. 
Von den Seefahrtsbüchern. 


N. ö 
f Ein Jeder, welcher auf einem Preußiſchen Seeſchiffe als Schiffsmann zu 
fahren beabfichtigt, muß ſich von der Muſterungsbehörde (F. 12.) des Hafens, in 
welchem er ſich zuerſt verheuern will, ein Seefahrtsbuch ausfertigen laſſen. Er 
hat, bevor das Seefahrtsbuch ausgefertigt werden kann, über ſeinen Namen, 
feine Heimath und fein Alter ſich auszuweiſen und, wenn er noch unter väter⸗ 
licher Gewalt ſteht oder minderjährig iſt, die Genehmigung des Vaters oder 
Vormundes, Seeſchiffsdienſte zu nehmen, beizubringen. Kraft dieſer Genehmi⸗ 
des ift er, inſofern er das vierzehnte Lebensjahr überſchritten hat, rückſichtlich 

es Abſchluſſes von Heuerverträgen und der aus einem ſolchen Vertrage ent⸗ 
ſtehenden Rechte und Pflichten einem ſelbſtſtändigen Großjährigen gleich zu achten. 
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din 


Ss 18 — 
Er kann jedoch, falls er noch minderjährig iſt, in Prozeſſen nur im Beiſtande 

ſeines Vaters oder Vormundes, oder, wenn dieſelben nicht im Bezirke des Prozeß⸗ 
Ae ſich aufhalten, mit einem Rechtsbeiſtande auftreten, welchen als Litis⸗ 
urator das Prozeßgericht ihm zuzuordnen hat und deſſen Pflicht es iſt, den 
Vater oder Vormund von dem Gegenſtande des Rechtsſtreits in Kenntniß 
zu ſetzen. 

$. 2. 


Das Seefahrtsbuch hat die Beſtimmung, dem Schiffsmann zur Legitimation 
zu dienen und über jedes Dienſtperhältniß, welches er eingeht, Auskunft zu geben. 
Das Seefahrtsbuch enthält den Namen, die Heimath, das Alter und die 
Beſchreibung (das Signalement) des Inhabers, nebſt ſeiner Unterſchrift, mindeſtens 


zwölf Blätter zur Eintragung der einzelnen Dienſtverhältniſſe und in einem 


Anhange den Abdruck der wichtigeren geſetzlichen Beſtimmungen, welche die Necht3- 
verhältniſſe der Schiffsmannſchaft auf den Seeſchiffen betreffen. 


§. 4. 


Wird der Schiffsmann gerichtlich beſtraft, ſo iſt von dem Gerichte die 
Beſtrafung in das Seefahrtsbuch einzutragen. 8 


Ad) 55 75 


Ein neues Seefahrtsbuch wird dem Schiffsmann nur dann ausgefertigt, 4 


wenn er den Verluſt des früher ausgefertigten glaubhaft macht. In dem neuen 
Seefahrtsbuche iſt von der Muſterungsbehörde zu vermerken, daß daſſelbe in 
Folge des Verluſtes des früher angel ertheilt ſei, und ob und inwiefern 


der Schiffsmann über ſeine Schuldloſigkeit an dem Verluſte ſich ausgewieſen habe. 45 


H. 6. | 
Wenn das Seefahrtsbuch angefüllt, oder aus anderen Gründen zum 


ferneren Gebrauch nicht mehr geeignet iſt, jo iſt dem Schiffsmann auf fein Ver⸗ 5 


langen ein zweites Seefahrtsbuch auszufertigen. Die Muſterungsbehörde hat in 


einem ſolchen Falle in das erſte Seefahrtsbuch den Vermerk, daß ein zweites . 
ausgefertigt ſei, in das zweite den Vermerk, daß es eine Fortſetzung des erſten N 


bilde, einzutragen. 


7: 


Die Ausfertigung eines neuen ($. 5.) oder eines zweiten ($. 6.) See⸗ 1 


fahrtsbuchs erfolgt von der Muſterungsbehörde des Hafens, in welchem der 
Schiffsmann deſſelben Behufs der Verheuerung bedarf. ii 
$. 8. 


Zu den Seefahrtsbüchern find Formulare zu verwenden, welche von den 
a Stem⸗ 


3 
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Stempelvertheilern zum Preiſe von 12 Sgr. 6 Pf. für das einzelne Exemplar 
zu beziehen find. Wer die Ausfertigung eines Seefahrtsbuchs verlangt, hat das 
Formular eines ſolchen der Muſterungsbehörde zur Ausfertigung vorzulegen. 
Die Ausfertigung ſelbſt geſchieht gebühren⸗ und ſtempelfrei. 


$. 9. s 8 

Im Inlande darf Niemand für ein Preußiſches Schiff als Schiffsmann 
geheuerk werden, welcher nicht mit einem Seefahrtsbuche verſehen iſt, und, ſofern 
das von ihm vorgelegte Seefahrtsbuch eine Anmuſterung ergiebt, durch daſſelbe 


N 


über die Beendigung des früheren Dienſtverhältniſſes ſich auszuweiſen vermag. 


$. 10. 


. Der Schiffsmann, welcher ein für ihn ausgefertigtes Seefahrtsbuch ab⸗ 
ſichtlich beſeitigt und ſodann die Ausfertigung eines neuen Seefahrtsbuchs nach⸗ 
flucht, oder welcher die Ausfertigung eines neuen Seefahrtsbuchs unter Ver⸗ 
ſchweigung der Ausfertigung des früheren nachſucht, ingleichen der Schiffer, welcher 
der Vorſchrift des §. 9. zuwiderhandelt, hat Geldbuße bis zu funfzig Thalern 
und im Unvermögensfalle verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe verwirkt. 


F. 11. er 


En Jede Muſterungsbehörde hat über die von ihr ausgefertigten Seefahrts⸗ 
Ir bücher ein Verzeichniß zu führen. f 


Zweiter Abſehnitt. 


Von der Anfertigung der Muſterrolle und der An- und 
i Abmuſterung. 


8 2 


Die Muſterrolle (Art. 529. des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs) eines 
Preeußiſchen Schiffes wird von der Muſterungsbehörde des Hafens angefertigt, 
in welchem die Schiffsmannſchaft geheuert wird. Für jeden Hafen wird eine 
beſondere Muſterungsbehörde eingeſetzt. Die Mehrzahl der Mitglieder derſelben 
poll aus Perſonen beftehen, welche der Seeſchiffahrt kundig und im Schiffsdienſte 
erfahren find. Wo die Einſetzung einer ſolchen Muſterungsbehörde nicht hat er⸗ 
folgen können, gilt als Muſterungsbehörde die Hafenpolizei⸗Behörde. Der Handels⸗ 
minister iſt beauftragt, die Muſterungsbehörden einzurichten und mit einer In⸗ 
ſtruktion zu verſehen. | 


113 

Der Anfertigung der Muſterrolle geht die Anmuſterung voraus. Die 

gi Anmuſterung befteht darin, daß der Schiffer oder deſſen Vertreter die Schiffs⸗ 
Ar. 6732. i mann⸗ 
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mannſchaft der Mufterungsbehörde vorftellt und beide vor der letzteren den zwiſchen 
ihnen abgeſchloſſenen Heuervertrag ee, i i 
Die Muſterungsbehörde hat den Heuervertrag vollſtändig zum Protokoll 
aufzunehmen. Das Protokoll iſt von dem Schiffer oder deſſen Vertreter und 
von einem jeden Schiffsmann zu unterzeichnen. 


8. 14. 


Jeder Schiffsmann hat bei der Anmuſterung über feine Perſönlichkeit durch 
das Seefahrtsbuch (§. 1.) ſich auszuweiſen. Inſofern nach den beſtehenden Vor⸗ 
ne der Nachweis einer beſonderen Befähigung zu dem übernommenen Schiffs 

ienſte erforderlich iſt, muß auch dieſer Nachweis geführt werden. Wird den vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen nicht genügt, oder findet die Muſterungsbehörde in 
Anſehung der Gültigkeit des Heuervertrages im Allgemeinen oder rückſichtlich 
einzelner darin enthaltener Beſtimmungen weſentliche Erinnerungen ſo hat fie 
ihre Mitwirkung bei der Anmuſterung bis zur 8 be der Anſtände zu ver⸗ 
ſagen. Daſſelbe gilt, wenn die Muſterungsbehörde bei der von ihr zu bewirkenden 
Prüfung ermittelt, daß der Schiffer nicht die vorgeſchriebene Befähigung beſitzt, 
oder daß der Anheuerung des einen oder anderen Schiffsmannes die Vorſchriften 
über die Militairdienſtpflicht entgegenſtehen. i 5 


F. 15. | 
Die geſchehene Anmuſterung wird von der Muſterungsbehörde in dem Ser : 
fahrtsbuche eines jeden Schiffsmannes vermerkt. Dieſer Vermerk dient zugleich 
als Ausgangs - oder Seepaß. Be 
| | F. 16. a 
Nach der Anmuſterung wird von der Muſterungsbehörde die Muſterrolle 
angefertigt. Die Muſterrolle ſoll enthalten: ö 1 
1) den Namen und die Nationalität des Schiffes, 
2) den Namen und den Wohnort des Schiffers, e 
3) den Namen und die Heimath eines jeden Schiffsmannes nebſt der Ber 
zeichnung ſeines Ranges, 5 e 
4) den wörtlichen Inhalt des Protokolls über den zwiſchen dem Schiffer 
der Schiffsmannſchaft abgeſchloſſenen Heuervertrag (§. 13 
5) die Ausfertigungsklauſel nebſt Siegel und Unterſchrift der Muſterungs 
behörde. f a 8 
91175 


Die Anfertigung einer neuen Mufterrolle ift erforderlich, wenn die Mann⸗ 
ſchaft von Neuem geheuert wird. | i 1 5 A 


im — 


$. 18. 


185 Die Anmuſterung eines erſt nach Anfertigung der Muſterrolle geheuerten 
Schiffsmannes erfolgt nach Maaßgabe der $$. 13. bis 15. vor der Muſterungs⸗ 
behörde des Hafens, in welchem dieſelbe zuerſt geſchehen kann. 

f Die Muſterungsbehörde hat den nachträglich geheuerten Schiffsmann, unter 
Bezugnahme auf das über ſeine Anmuſterung aufgenommene Protokoll, von 
welchem der Schiffer eine Ausfertigung erhält, in der Muſterrolle nachzutragen. 
Wenn während der Dauer der Gültigkeit der Muſterrolle ein Schiffsmann aus⸗ 
ſcheidet, fo iſt dies von der Muſterungsbehörde, vor welcher derſelbe abgemuſtert 
wird ($. 19.), oder in Ermangelung einer Abmuſterung von der Muſterungs⸗ 
f en des Hafens, in welchem es zuerſt geſchehen kann, in der Muſterrolle zu 
bemerken. 


9. 19. 


Nach der Abdankung erfolgt die Abmuſterung der Schiffsmannſchaft vor 
der Muſterungsbehörde (F. 12.) des Hafens, in welchem dieſelbe abgedankt wird. 
Die Abmuſterung beſteht darin, daß der Schiffer die Schiffsmannſchaft 
unter Vorlegung der Muſterrolle der Muſterungsbehörde vorſtellt und beide vor 
der letzteren die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes verlautbaren. 
Deer Schiffer ift verpflichtet, bei der Abdankung in das Seefahrtsbuch eines 
eden Schiffsmannes einen Vermerk über die Rang⸗ und Dienſtverhältniſſe, worin 
derſelbe geſtanden hat, ee Die Muſterungsbehörde hat dieſen Vermerk 
unter Beſcheinigung der Abmuſterung zu beglaubigen. Sie iſt verpflichtet, die 
Ausgleichung der zwiſchen dem Schiffer und der Schiffsmannſchaft etwa beſtehen⸗ 
den Streitigkeiten zu verſuchen. a a 
Auaeeber die Abmuſterung wird von der Muſterungsbehörde ein kurzes Pro⸗ 
tokoll aufgenommen, deſſen Vollziehung von Seiten des Schiffers und der Schiffs— 
e es nicht bedarf. 


F. 20. 


Wird ein einzelner Schiffsmann abgedankt, ſo iſt ſeine Abmuſterung nach 
Maaßgabe des vorſtehenden Paragraphen zu bewirken. 1 


9 


Wenn in Folge eines Seeunfalls die Abdankung eines Schiffsmannes nicht 
möglich iſt, fo hat die e des Hafens, in welchem es zuerſt ge⸗ 
schehen kann, nach Be der Sachlage die Beendigung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes in dem Seefahrtsbuche des Schiffsmannes zu vermerken. 


225 


Im Auslande tritt in Bezug auf die Anfertigung der Muſterrolle, deren 
ſervollſtändigung oder Berichtigung, ſowie auf die An⸗ und Abmuſterung an 
e Stelle der Muſterungsbehörde der im Artikel 537. des Handelsgeſetzbuchs be⸗ 

ö zeich⸗ 


6782.) 


eichnete Konſul. Die Legitimation durch ein Seefahrtsbuch ($. 14.) iſt bei der 
nmufterung im Auslande nicht erforderlich. 8 8 


8. 


Der Schiffer, durch deſſen Verſchulden eine vorgeſchriebene ee 
unterbleibt, hat Geldbuße bis zu funfzig Thalern und im Unvermögensfalle ver⸗ 
hältnißmäßige Gefängnißſtrafe verwirkt. 


. 24. 


Für eine Anmuſterung, welche im Inlande erfolgt, einſchließlich der An⸗ 
bes gie oder Berichtigung der Muſterrolle, ſind von dem Schiffer für Rechnung . 
es Rheders außer den tarifmäßigen Stempeln, Behufs a! der Koften 
der Muſterungsbehörden, für jeden Schiffsmann 7 N: 6 Pf. Gebühren zu 
entrichten. Für eine Berichtigung der Muſterrolle ohne Anmuſterung, imgleichen 
für eine Abmuſterung werden im Inlande Stempel und Gebühren nicht erhoben. 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Rechten und Pflichten der Schiffsmannſchaft während des 


Dienſtverhältniſſes. 1 


Zur Ergänzung der Artikel 531. ff. des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs wird 5 
Folgendes beſtimmt: 5 


§. 25. 8 N 
Zum erſten Abſatz des Artikels 531. j {MR 


Der Schiffsmann darf bis zur Abmuſterung ohne Erlaubniß des Schiffers 
das Schiff nicht verlaſſen. Iſt ihm eine ſolche Erlaubniß ertheilt, ſo muß er 
zur feſtgeſetzten Zeit und jedenfalls, ſofern nicht ausdrücklich das Gegentheil be⸗ 
willigt iſt, vor acht Uhr Abends zurückkehren. a 


$. 26. 
Zum zweiten Abſatz des Artikels 531. 


Dem Schiffsmann 1 15 außer der Heuer ee und ſo lang 
ihm in Folge eines Unfalls oder aus anderen Gründen auf dem Schiffe kein 
Unterkommen gewährt wird, ein anderweitiges angemeſſenes Unterkommen. 

Am Bord des Schiffes hat die Schiffsmannſchaft auf einen nur für fi 
und ihre Effekten beſtimmten, wohlverwahrten und Dan zu lüftenden Logis 
raum Anſpruch. Der Logisraum, mit Ausnahme des Kojenraumes, muß min 
deſtens 4% Fuß hoch und fo groß fein, daß auf jeden Schiffsmann, einſchließlie 

feines Kojenraumes, mindeſtens 65 Kubitfuß kommen. In Betreff der a, 

\ welch 


« 
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welche vor Erlaß dieſes Geſetzes bereits gebaut find, tritt vorſtehende Beſtimmung 
aft int dem 1. Januar 1866. in Kraft. 0 
Die dem Schiffsmann für den Tag ln zu verabreichenden Speiſen 
und Getränke werden durch die örtlichen Verordnungen und in deren Erman⸗ 
gelung durch den Ortsgebrauch des Hafens beſtimmt, in welchem die Schiffs⸗ 
mannſchaft geheuert iſt. Die Bezirksregierungen find ermächtigt, ſolche Verord⸗ 
nungen nach Anhörung der Lokalbehörden und der Organe des Handelsſtandes 
zu erlaſſen. Aus dem Protokoll, welches die Muſterungsbehörde bei der An⸗ 
muſterung aufzunehmen hat ($. 13.), muß erhellen, was dem Schiffsmann an 

Speiſe und Trank täglich gebührt. 
N Der Schiffsmann darf die verabreichten Speiſen und Getränke nur zu 
feinem eigenen Bedarf verwenden und nichts davon veräußern oder bei Seite 
bringen. Es iſt unſtatthaft, daß der Schiffer, welcher nicht Alleineigenthümer 
des Schiffes iſt, die Beköſtigung der Schiffsmannſchaft auf eigene Rechnung 
übernimmt. 
$. 27. 


Zum Artikel 532. 


5 Im Inlande wird der Streit zwiſchen dem Schiffsmann, welcher nach der 
Anmuſterung den Antritt oder die Fonte ung des Dienſtes verſagt, und dem 
Schiffer, welcher den Antritt oder die Fortſetzung des Dienſtes verlangt, von der 
Muſterungsbehörde des 11 wo das Schiff ſich befindet, unter Vorbehalt 
des Rechtsweges entſchieden. Die Entſcheidung der Muſterungsbehörde iſt bis 
u ihrer etwaigen Abänderung durch gerichtliches Erkenntniß vollſtreckbar. Der 
Schiffsmann, welcher entweicht (deſertirt), verliert, unbeſchadet der Verpflichtung 
zum Erſatz des durch die Entweichung verurſachten Schadens, die verdiente Heuer. 
\ Der F. 279. des Strafgeſetzbuchs und das Geſetz vom 20. März 1854. 
A S. 137.) werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht 
berührt. 


F. 28. 
Zum erſten Abſatz des Artikels 533. 


® Der Schiffsmann iſt verpflichtet, den Anordnungen des Schiffers gemäß, 
alle für Schiff und Ladung ihm übertragenen Arbeiten, insbeſondere bei dem 
Laden und Stauen und Löſchen, ſowie bei der Ausrüſtung und Reparatur des 
Schiffes, ſowohl an Bord deſſelben und in deſſen Booten, als in den Leichter⸗ 
fahrzeugen und auch am Lande, bei Tage ſowohl als bei Nacht, nach beſten 
Paten zu verrichten. Wenn jedoch das Schiff innerhalb eines geſchützten Hafens 
fie ſo iſt der Schiffsmann bei dem Laden, Stauen und Löſchen nur in Noth⸗ 
5 fällen länger als zwölf Stunden täglich zu arbeiten ſchuldig. Auf die zwölf⸗ 
ſtündige Arbeitszeit kommt eine Stunde Ruhe zu Mittag und je eine halbe Stunde 
Ruhe zum Frühſtück und zum Abendbrod in Anrechnung. 

Dier Schiffsmann muß bei jeder Seegefahr jede ihm mögliche Hülfe zur 
Erhaltung und Rettung des Schiffes oder der Ladung und der Reiſenden leiſten 
und an Bord ausharren, bis der Schiffer ihm das Schiff zu verlaſſen erlaubt, 
oder ſelbſt das Schiff verläßt. 

Jahrgang 1867, (Nr. 6732.) 154 $. 29. 


om 


F. 29. g 
Zum zweiten Abſatz des Artikels 533. i 


Der Schiffsmann hat nach den von dem Schiffer zur Erhaltung der Ord⸗ 
nung und Eintracht an Bord getroffenen Anordnungen ſich ſorgfältig zu richten. 
Zuwiderhandlungen können von dem Schiffer nach Maaßgabe des Geſetzes vom 
31. März 1841. (Geſetz⸗Samml. S. 64.) geahndet werden. 


Der F. 2. des gedachten Geſetzes wird dahin abgeändert: 


Im Falle einer dem Schiffe drohenden Gefahr, ſowie bei Meu⸗ 
tereien oder Gewaltthätigkeiten der Schiffsmannſchaft, iſt dem Kapitain 
(Schiffer), um ſeinen Befehlen Gehorſam zu verſchaffen, die Anwendung 
aller zur Erreichung des Zweckes nothwendigen Mittel geſtattet. In allen 
Fällen iſt der Kapitain vermöge der ihm zuſtehenden Disziplinargewalt 
(F. 1.) befugt: 291 

a) Geldſtrafen bis zu fünf Thalern zum Beſten der Armenkaſſe des 
Heimathshafens des Schiffes, 5 5 

bp) Schmälerung der Koſt, | 

e) Gefängniß bis zu acht Tagen, nöthigenfalls bei Waſſer und Brod, 

d) Anſchließen mittelſt eiſerner Feſſeln in den unteren Räumen des 
Schiffes bis zur Dauer von drei Tagen f 


zu verfügen. 


Welche von dieſen Strafen anzuwenden iſt, hat der Kapitain nach 
der größeren oder geringeren Strafbarkeit zu ermeſſen. 

Giebt der Schiffsmann durch ungebührliches Betragen dem Kapi⸗ 
tain zu Scheltworten oder geringen Thätlichkeiten Veranlaſſung, ſo kann 
er deshalb keine gerichtliche Genugthuung fordern. Die Schiffsjungen 
ſind der väterlichen Zucht des Kapitains unterworfen. 


Der Stellvertreter, auf welchen im Fall der Verhinderung des Schiffers 
deſſen Disziplinargewalt deer ($. 18. des Geſetzes vom 31. Mai 1841.), hat 
der Schiffsmannſchaft gegenüber alle Rechte des Schiffers. 


$. 30. 
Zum zweiten Abſatz des Artikels 533. : 


Der Schiffer hat das Seefahrtsbuch des Schiffsmannes bis zur Beendi⸗ 
gung des Dienſtverhältniſſes in Verwahrung zu nehmen. Er iſt verpflichtet, 
demſelben nach der Beendigung des Dienſtverhältniſſes auf ſein Verlangen ein 
vollſtändiges Führungen zu ertheilen. Das letztere darf in das Seefahrts⸗ 
buch nicht eingetragen werden. Die Unterſchrift des Schiffers unter dem Zeugniß 
iſt von der Muſterungsbehörde zu beglaubigen Die dem Schiffsmann in den 
Zeugniß zur Laſt gelegten Beſchuldigungen ſind auf deſſen Antrag von ie: : 

Muſte⸗ 


2a | 
hörde einer näheren Erörterung zu unterziehen; das Ergebniß der 
EN fuchung ift auf dem Zeugniß zu vermerken. Die Führungszeugniſſe ein⸗ 
ſchließlich der Beglaubigung derſelben find ſtempelfrei. 
Ein Abdruck der wichtigeren Beſtimmungen, welche die Rechtsverhältniſſe 
der Schiffsmannſchaft auf den Seeſchiffen betreffen (§. 3.), muß zur Einſicht der 
Schiffsmannſchaft auf jedem Schiffe bereit liegen. 


en, $ 31. 
Zum Artikel 534. 


Der Schiffsmann, welcher dem Artikel 534. zuwider Güter an Bord 
bringt, oder welcher geiftige Getränke oder an Taback mehr mit ſich führt, als 
er zu feinem Bedarf nöthig hat, hat der See-⸗Armenkaſſe und in deren Erman⸗ 
RN gering der Orts⸗Armenkaſſe des Hafens, wo die Muſterrolle aufgenommen wor⸗ 

en iſt, den Betrag einer Monatsheuer zu entrichten. 

I, tt die Heuer in Bauſch und Bogen bedungen, ſo kommt der Artikel 546. 
des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs zur Anwendung. Der Artikel 278. des Straf⸗ 
geſetzbuchs wird durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 


§. 32. 
ö 5 Zum Artikel 536. 
5 Der Schiffer hat dem Schiffsmann vor Antritt der Reiſe ein a e 8 
buch zu übergeben, in welches jede auf die Heuer geleiſtete Vorſchuß⸗ und Ab⸗ 


ſchlagszahlung einzutragen iſt. 
. $. 33. 
Zum Artikel 542. 
Im Falle des Verluſtes des a darf der Schiffsmann von dem 


> Schiffer ohne deſſen Genehmigung erſt nach Beendigung der Bergung und nach 
Ablegung der Verklarung ſich trennen. 


F. 34. 
Zum dritten Abſatz des Artikels 547. 


Der Schiffsmann kann ſeine Entlaſſung fordern, wenn er Gelegenheit 
ſindet, die Führung eines Schiffes zu erlangen und dieſe Gelegenheit ihm durch, 
die Fortſetzung des Dienſtes verloren gehen würde, oder wenn er zur Prüfung 
als Schiffer oder Steuermann verſtattet iſt, in beiden Fällen jedoch nur dann, 
wenn er einen geeigneten Erſatzmann ſtellt, welcher unter denſelben Beſtimmungen 
ſich zu verheuern bereit iſt. | 
Der Schiffsmann, welcher aus einem der vorſtehenden Gründe ſeine Ent⸗ 
& laſſung nimmt, hat nur auf die verdiente Heuer Anſpruch. 
E 682) 154* F. 35. 
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$. 35. 
Zum Artikel 553. 


Der Schiffer darf einen inländiſchen Schiffsmann im Auslande wider deſſen 
Willen nur mit Genehmigung des im Artikel 537. des Handelsgeſetzbuchs bes 
zeichneten Konſuls urlilaften, jedoch unbeſchadet der Beſtimmung des $. 14. des 
Geſetzes vom 31. März 1841. Der Konful ſoll die Genehmigung nur dann er 
theilen, wenn nicht allein ein geſetzlicher Grund der Entlaſſung vorhanden iſt, 
ſondern wenn der Schiffer zugleich nachweiſt, daß ein dringender Grund vorliegt, 
den Schiffsmann vom Bord zu entfernen, und daß derſelbe dadurch in keine 
hülfloſe Lage gerathen wird. i | ; 


Urkundlich ac. 


III. Geſetz zur Aufrechthaltung der Mannszucht auf den Seeſchiffen 
vom 31. März 1841. (Geſetz-Samml. S. 64), ſoweit daſſelbe durch 
das Geſetz vom 26. Maͤrz 1864. (Nr. II.) nicht abgeaͤndert iſt. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. BR. 


Dia die beſtehenden Vorſchriften über die Mannszucht auf den Seeſchiffen 
ſich als unzureichend erwieſen haben, ſo verordnen Wir auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths für 
den ganzen Umfang Unſerer Monarchie, was folgt: 5 


9. 1. ni 
Die Mannſchaft auf den Seeſchiffen ift von dem Tage ab, an welchem 
ſie in Folge des Heuervertrages den Dienſt auf dem Schiffe angetreten hat, der 
a des Schiffskapitains (Schiffers) unterworfen. Dieſelbe iſt nicht nu 
ſchuldig, allen Anweiſungen des Schiffskapitains in Betreff des Schiffsdienſtes 
ohne Widerrede pünktlich Folge zu leiſten, fondern hat auch Alles zu vermeiden, 
was zur Störung der Ordnung und Eintracht hinführen könnte. Hierüber zu 
wachen, iſt der Kapitain beſonders verpflichtet. n f 1 


8 2 


(An Stelle deſſelben tritt der $. 29. des Gefehes vom 26. März 1864, 
— Nr. II. — Geſetz⸗Samml. S. 693.). ö n 5 5 


$. 3. 

5 Dem Schiffskapitain liegt ob, jede von ihm verfügte Disziplinarſtrafe mit 
Bemerkung der Art des Vergehens und der vorhandenen Beweiſe in dem Schiffs- 
tagebuche zu verzeichnen oder verzeichnen zu laſſen. 


$. 4. f 
er Wird zu einer Zeit, wo das Schiff auf der Rhede eines inländiſchen See⸗ 
hafens bereits ſegelfertig gemacht ift, oder ſich auf offener See, oder in einem 
ausländiſchen Hafen oder Gewäſſer befindet, von dem Schiffsvolke eines der in den 
nachſtehenden $$. 5. bis 8. bezeichneten Verbrechen verübt, jo treten die daſelbſt 
beſtimmten Kriminalſtrafen ein. Bei Abmeſſung dieſer Strafen ſoll auf die etwa 
ſchon angewendete Disziplinarſtrafe keine Rückſicht genommen werden. 


§. 5. 

Ein Schiffsmann, welcher den wiederholten Befehlen des Schiffskapitains 
en Gehorſam verweigert, hat Gefängniß oder Strafarbeit von vierzehn Tagen 
is zu Einem Jahre verwirkt. 


N 
h 


8 
„„Ein Schiffsmann, welcher dem Kapitain thätlich ſich widerſetzt, oder mit 
thätlichem Widerſtande droht, ſoll mit Gefängnißſtrafe oder Strafarbeit von 
zwei Monaten bis zu zwei Jahren belegt werden. i 


9. 75 
Eben dieſe Strafe ($. 6.) betrifft den Schiffsmann, welcher den Kapitain 
durch Gewalt oder Drohung oder auch nur durch Verweigerung der Dienſte zu 
einer Handlung oder Unterlaſſung, welche ſich auf die Leitung des Schiffes, ſo⸗ 
wie auf die Aufſicht über das Schiff oder die Ladung bezieht, zu nöthigen ſucht. 


: $. 8. | 

. Unternehmen es zwei oder Mehrere, den Schiffskapitain zu einer ſolchen 
Handlung oder Ae (F. 7) zu nöthigen, fo wird die im N 6. beſtimmte 
Strafe verdoppelt; iſt aber eine Verabredung dazu zwiſchen den Thätern voran⸗ 
gegangen, ſo ſoll gegen die Anſtifter oder Rädelsführer auf vier bis zwölf Sat 
md gegen die übrigen Theilnehmer auf zwei bis fünf Jahre Strafarbeit oder 

Zuchthaus erkannt werden. 


§. 9. | 

Der Kapitain iſt ermächtigt, den Schiffsmann, welcher ſich eines in den 
8. 5. bis 8. bezeichneten oder 1 5 anderen ſchwerel Verbrechens ſchuldig ge⸗ 
macht hat, zu verhaften. Wenn das Entweichen des Verbrechers zu beſorgen tft, 
ſo iſt der Kapitain zur Verhaftung verpflichtet. 

sed §. 10. 


Bei jedem Verbrechen muß der Schiffskapitain mit Zuziehung des Steuer 
manns, Hochbootsmanns „Zimmermanns oder anderer glaubwürdigen Perſonen 
alles dasjenige B aufzeichnen, was auf den Beweis des Verbrechens und 
deſſen künftige Beſtrafung Einfluß haben kann. er 


§. 11. 


Inſonderheit müſſen, wenn eine erhebliche Verletzung vorgefallen iſt, die 
Beſchaffenheit der Wunde, und wenn eine Tödtung g iſt, die Zeit, wie 
lange der Verwundete noch gelebt, die Speiſe, die er genoſſen hat, und die Mittel, 
die zu ſeiner Heilung angewendet worden, genau verzeichnet werden. | 


8 12 


Befindet ſich auf dem Schiffe ein Arzt oder Wundarzt, ſo muß dieſer in 
Gegenwart der im F. 10. bezeichneten Perſonen die Beſichtigung vornehmen und 
darüber ſein ausführliches Gutachten, wie er ſolches eidlich beſtärken kann, dem 
Schiffstagebuche beifügen. e 


912. 8 i 
Bei Erreichung des erſten inländiſchen Hafens muß der Verbrecher, unter 


Mittheilung der Verhandlungen (§ . 10. bis 12.), an das Gericht dieſes Hafens 
abgeliefert werden, welches zur Annahme des Verbrechers und zur Führung der 
Unterſuchung verpflichtet iſt. 3 en 


§. 14. 


Findet der Schiffskapitain die Aufbewahrung des Verbrechers bis zur Er⸗ 
reichung eines inländiſchen Hafens gefährlich, ſo ſteht ihm frei, denſelben einem 
ae i die Gerichte zur Unterſuchung und Beſtrafung zu übergeben. Er iſt 
aber in dieſem Falle verpflichtet, ſich bei dem Gerichte des erſten inländiſchen 
Landungsortes über das Sachverhältniß und über ſein Verfahren auszuweiſen. 


§. 15. 


Die Beweiskraft der Angaben des Schiffskapitains über Verbrechen, in a 
beſondere über die Anſtifter un e einer Meuterei, iſt nach den Ge 
ſetzen des Ortes zu beurtheilen, wo die Unterſuchung geführt wird. . 


$. 16. 


Ein Schiffsmann, welcher ſich weigert, dem Kapitain bei Beſtrafungen, ode 
Verhaftungen hülfreiche Hand zu leiſten, ſoll der ganzen Heuer verluſtig ſein, und 
noch außerdem nach den Grundſätzen von der Theilnahme oder Bequntigung de 
Verbrechens beſtraft werden. 8 8. 15 


ze 


K 17. | 


Hat ein Reiſender auf dem Schiffe ein Verbrechen begangen, fo gelten 
a au deſſen Verhaftung, Auslieferung und Ueberführung dieſelben Vorſchriften, 
welche oben für die Verbrechen des Schiffsvolks gegeben ſind. f 


$. 18. | 


Die Befugniſſe und Verpflichtungen des Schiffskapitains gehen, wenn 
derſelbe behindert iſt, auf den Steuermann, und wäre auch dieſer behindert, auf 
den anderweitigen Stellvertreter über, und die in den $$. 5. bis 8. beſtimmten 
Strafen finden auch bei Verbrechen gegen dieſe Stellvertreter Anwendung. 


$. 19. 


Iftt nach der Dienſtordnung oder nach der Beſtimmung des Kapitains ein 
Schiffsmann mit der Leitung eines beſonderen Geſchäfts beauftragt, ſo werden 
die von der ihm untergeordneten Mannſchaft gegen ihn verübten Verbrechen 
gleichfalls nach $$. 5. bis 8. beſtraft. ; 


F. 20. 
x Alle dem Inhalte dieſes Geſetzes entgegenſtehende allgemeine und beſondere 
Beſtimmungen werden hiermit aufgehoben. 
AUlrkundlich dc. 


N. Verordnung, betreffend die Verpflichtung der Preußiſchen See⸗ 
ſchiffer zur Mitnahme verungluͤckter vaterländiſcher Schiffsmaͤnner, vom 
5. Oktober 1833. (Geſetz-Samml. S. 122“). i 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen de. de. i 
verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


| §. 1. 8 
Die in Folge von Strandungen oder Schiffbrüchen, von Aufbringun 
durch feindliche Kaper oder Seeräuber, oder aus anderer Veranlaſſun In 1 N 
hülfloſen Zuſtande ſich befindenden Schiffsmänner, welche Preußiſche Unterthanen 
u 105 und zuletzt auf einem Preußiſchen Schiffe gedient haben, ſollen an Hafen⸗ 
Gr. 6732.) f f orten 


orten des Auslandes von den daſelbſt angeftellten Preußiſchen Konſuln und 
Agenten zu ihrer Rückkehr in das Vaterland unterſtützt werden. 1 

$. 2. 

Die Führer Preußiſcher Schiffe, welche aus fremden Häfen unmittelbar 


nach einem Preußiſchen Hafen fahren, ſollen verbunden fein, die im F. 1. be 
zeichneten und von dem Konſul mit einem Retourpaſſe verſehenen Schiffsleute 


auf ſchriftliche Anweiſung des Konſuls in ihre Schiffe aufzunehmen und in den 


Hafen ihrer Beſtimmung abzuſetzen. 0 
Eine gleiche Verpflichtung findet auch in Hinſicht derjenigen Schiffsführer 
ſtatt, welche ſich nach Bremen, Hamburg, Helſingör, Kopenhagen, oder auch nach 


einem innerhalb der Oſtſee, der Heimath des Aufzunehmenden zunächſt belegenen ei | 


fremden Hafen begeben, und find in dieſen Fällen die Aufgenommenen den dortigen 
Preußischen Konsulaten zu überweiſen, welche dann für die weitere Zurück⸗ 
beförderung derſelben zu ſorgen haben. 
Im Falle ungegründeter Weigerung Seitens des Schiffers haben die 
Konſuln die Hülfe der Hafenortsobrigkeiten oder Hafenpolizeibehörden gegen die 
ſich Weigernden in Anſpruch zu nehmen. i 


$. 3. 
Rechtmäßige Weigerungsgründe der Aufnahme aber find: 5 
a) wenn, bei voller Ladung eines Schiffs von 50 Normallaſten oder mehr, 


weder im Raume noch auf dem Oberdecke ein angemeſſener Platz für 
die Aufzunehmenden auszumitteln ift; oder 1 


p) wenn der Aufzunehmende bettlägerig krank, mit einer veneriſchen oder 


ſonſt anſteckenden Krankheit behaftet iſt, oder eines Verbrechens ſchuldig 
transportirt werden foll; oder Bi 


e) wenn und inſoweit die Zahl der Aufzunehmenden die Hal te der Schi 85 
beſatzung überſteigt oder endlich 5 f cf 7 


c) wenn die Aufnahme nicht zur gehörigen Zeit, d. h. mindeſtens zwei Ta e 
bevor das Schiff ſegelfertig iſt, verlangt wid. g 5 


ga 


Die Ausmittelung des zur Aufnahme erforderlichen Raumes (F§. 3. Littr. a, 
geſchieht von dem Konful, mit Zuziehung von Sachverſtändigen. b 
. Dabei gilt als Regel, daß auf einem Schiffe von 50 Laſt zwei Mann, 
auf einem Schiffe von 100 Laſt vier Mann u. ſ. w. untergebracht werden. Be⸗ 
finden ſich jedoch bereits früher aufgenommene Reiſende als Paſſagiere am Bor 
ſo muß auf dieſelben bei der Ausmittelung des noch vorhandenen Raumes Rü 
ſicht genommen werden, inſofern von den Reiſenden nicht die Schiffskajüte des 
Schiffers, welche bei der Beſtimmung des Raumes außer Anſpruch bleibt, ein⸗ 
genommen wird. | 555 


= — 


$. 5. 


1 5 Während der Reiſe und bis zur Ankunft an dem Beſtimmungs⸗ oder 
Landungsorte erhält der Aufgenommene von dem Schiffer die gewöhnliche Koft 
und ez; dagegen iſt derſelbe ſchuldig, wenn er arbeitsfähig, feinem Range 
“ gemäß an den der Schiffsmannſchaft obliegenden Arbeiten, nach den Anweiſungen 
des Schiffers, Theil zu nehmen, und, wie die zur Beſatzung gehörigen Schiffs⸗ 
lleute, der geſetzlichen Schiffsdisziplin unterworfen. 


| 6 
5% Der Schiffer fol für die Aufnahme, Ueberfahrt und Beköſtigung eines 
im H. 1. bezeichneten Preußiſchen Schiffsmannes auf eine jedesmal von dem 
Konſul zu verabredende Entſchädigung Anſpruch haben, das Maximum derſelben 
jedoch auf 10 Sgr. für den Mann und Tag, vom Tage der Aufnahme bis zum 
Lage der Ankunft im Beſtimmungsorte einſchließlich, beſtimmt, und die hiernach 
ihm zugeſicherte Entſchädigung, gegen Aushändigung der Aufnahmeorder des 
Konſuls und einer von den aufgenommenen Schiffsleuten auszuſtellenden Be⸗ 
ſcheinigung über die empfangene Beköſtigung, an dem inländiſchen Beſtimmungs⸗ 
orte durch die Hafenkaſſe, oder, falls die Ablieferung in den im §. 2. beſtimmten 
Fällen an ein Preußiſches Konſulat im Auslande erfolgt, durch letzteres aus⸗ 
gezahlt werden. 5 


0 $. 7. 


Auf eine vorſchußweiſe Vorausbezahlung der verabredeten Entſchädigung 
bis zur Hälfte des Betrages kann der Schiffer beſtehen, wenn er wegen Mangels 
an hinreichendem Schiffsproviant erweislich genöthigt iſt, die zur Beköſtigung des 
oder der Aufzunehmenden nothwendigen Lebensmittel anzuſchaffen. 


§. 8. 

1 Schiffer, welche der Aufforderung des Konſuls zur Aufnahme eines von 
demſelben zur Rückkehr in die Preußiſchen Staaten beſtimmten Schiffsmannes 
(. 1. 2.) ohne rechtmäßigen Grund (F. 3.) widerſprechen, und dadurch die An⸗ 
nufung der obrigkeitlichen Hülfe veranlaſſen, oder ſich der geforderten Aufnahme 
entziehen, ſollen auf die Anzeige des Konſuls mit einer Geldbuße von 20 bis 
50 Thalern zum Beſten der Seearmen des Heimathshafens des Schiffers belegt, 
wegen eines damit etwa verbundenen thätigen Widerſtandes aber nach den Vor⸗ 
ſchriften der Kriminalgeſetze, auf vorgängige Unterſuchung, beſtraft werden. 


§. 9. ü 
Uuebrigens wird durch die gegenwärtige Verordnung in den beſtehenden 
gefeglichen Verpflichtungen der Rheder, die Schiffsmannſchaft nach deren Heimath 
zurückzuſchaffen oder die desfallſigen Koſten zu tragen, nichts geändert. 

So geſchehen ꝛc. 


Poyrgang 1867 (Nr. 67326733.) 155 V. Ge⸗ 


. Geſetz über die Beſtrafung von Seeleuten Preußiſcher Handels⸗ 
ſchiffe / welche ſich dem übernommenen Dienſte entziehen, vom 20. Maͤrz 


1854. (Geſetz-Samml. ©. 137). 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


§. 1. 


Ein Seemann, welcher nach abgeſchloſſenem Heuervertrage von einem 
Preußiſchen Handelsſchiffe entläuft, oder ſich verborgen hält, um dem übernom⸗ 


menen Dienfte fi) zu entziehen, ſoll, inſofern nichk die Handlung nach Inhalt 
des See oder des Geſetzes zur Aufrechthaltun der Mannszucht auf 
den Seeſchiffen vom 31. März 1841. eine härtere Strafe 

Gefängniß bis zu ſechs Wochen oder mit Geldbuße bis zu funfzig Tha 
ſtraft werden. 


ern be⸗ 


Es macht hierbei keinen Unterſchied, ob die ſtrafbare Handlung im In⸗ 


lande oder Auslande begangen iſt. 
H. 2 


nach ſich giebt mit 


SE 


Die vorſtehend bezeichneten Uebertretungen ($. 1.) verjähren in fünf Jahren. 


Urkundlich x. 


0007 


(Fr. 6733.) Verordnung, betreffend die rechtliche Natur, Veräußerlichkeit und Verwaltung a 


der Domainen und Regalien in den neu erworbenen Gebietstheilen. 
Vom 5. Juli 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 9 


verordnen für die durch das Geſetz vom 20. September 1866. und die beiden 
Geſetze vom 24. Dezember deſſelber Jahre (Geſetz⸗Samml. S. 555. 875. 876 
mit Unſerer Monarchie vereinigten Gebietstheile , auf den Antrag Unſeres Staats⸗ 


miniſteriums, was folgt: 


Er 


In Anſehung der rechtlichen Eigenſchaft und der Veräußerlichkeit der zu s | 
den Domainen und Regalien gehörigen Gegenſtände gelten keine anderen Sr 8 
e 


a — 18 — 
ſätze, als diejenigen, welche die ſonſtigen allgemeinen ſtaatsrechtlichen Beſtimmungen 
Unſerer Monarchie, wie ſolche in Unserem Allgemeinen Landrechte Theil II. 
Titel 14. §§. 16. bis 20. ausgeſprochen find, mit ſich bringen. Demgemäß be⸗ 
ruht in Abſicht der Zuläſſigkeit der Veräußerung, insbeſondere des Verkaufs dieſes 
wie anderen Staatseigenthums und der Ablöſung von Domanialrenten, Erbpacht⸗ 
geldern und anderen Grundabgaben, Zinſen, Zehnten und Dienſten alles darauf, 
daß ſie nicht anders geſchehen, als unker genügender Schadloshaltung des Staats. 
5 Eingehende Aktivkapitalien und die Erlöſe aus Veräußerungen von Do⸗ 
mainen und Regalien, ſowie aus Ablöſungen von Domainengefällen unterliegen, 
ſofern fie nicht zur Tilgung vorhandener Schulden zu verwenden ſind, den Be- 24.0.0 Yu 
ſtimmungen der Allerhöchſten Kabinetsorders vom 17. Januar 1820. §. I. und e 222 
vom 26. Juni 1826. F. III. und des Geſetzes vom 28. September 1866. H. 2 2..4: 
(Geſetz⸗Samml. S. 21. 57. reſp. 607.). ö e 
1579 «M075 176380 EP Ass PRAG 
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Die Verwaltung der Domainen und Regalien wird nach den von dem e, e 
Finanzminiſter und dem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten za s. ee. 
leſſortmäßig zu treffenden Anordnungen geführt. N 2 Bun g. 


4 
— 


i Se ee. 
Alrkunden über Ablöſung domanialer Laſten und Abgaben, über bäuerliche er e = 
Regulirungen, Separationen und Servitutabfindungen werden im Namen des  .,. 
Fiskus rechtsverbindlich von der Provinzial⸗Verwaltungsbehörde vollzogen, Ur⸗ Be 
kunden über andere eee von Domainenſtücken erfordern zur Gültig Kae, 
keit außerdem die Beifügung der Ermächtigungsverfügung des Miniſteriums, wozu Le =. . 


ein beglaubigter Auszug derſelben genügt. eee Sa 
550 $. 4. e e 


Alke dieſer Verordnung entgegenſtehenden Bestimmungen werden aufgehoben. 


. 2 
Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 5 
Königlichen Inſiegel. 5 sis: 
Geegeben Berlin, den 5. Juli 1867. RER 
5 eue, 


(L. S.) Wilhelm. 


Fih. v. d. Heydt. v. Roon. v. Mühler. Gr. zur Lippe. 
3 v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Me 6764 15559 (Nr. 6734) 


2 A 
7 


haber lautender N Obligationen der 
önigsberg / zum Betrage von 


ſtädtiſche 

ſem Zwe 
tionen ausgeben 
vom 17. Juni 


300 5 
500 7 = 20 = 


8 mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinſen und, von Seiten der 
Gläubiger unkündbar, vom 1. Januar 1869. ab nach dem feſtgeſtellten Tilgungs⸗ 
plane durch Auslooſung mit mindeſtens anderthalb Prozent der Kapitalſchuld, 
unter Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen und des künftigen 
Reinerkrages der Gasanſtalt, ſoweit ſolcher die planmäßigen Zins⸗ und Tilgungs⸗ 
beträge etwa feen alljährlich zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte 
Dritter, Unſere lan esherrliche Genehmigung, ohne jedoch den Inhabern d 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens des 
Staats zu bewilligen. 


Alrrlrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
8 Königlichen Inſiegel. SE „„ 


Gegeben Berlin, den 22. Mai 1867. 


(8 Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz Gr. zu Eulenburg. 


* 


— 185 — 
Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg, 


Braunsberger Stadtobligation 


(Trockener Stadtſtempel.) Litt ..... M (Stadtfiegel.) 
ber Thaler Preußiſeh Kurant. 
Auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vorm zur Aufnahme 


einer Anleihe von 40,000 Thalern ermächtigt, bekennt ſich der unterzeichnete 
Magiſtrat Namens der Stadt Braunsberg durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, 
Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von 


Seitens des Blauni Ag reger Meran hit Stadt ‚asaahlt 


— * 


. Thalern Preußiſch Kurant, welcher Betrag an die Stadt gehabt . 


worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen i 


ft. 
Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 40,000 Thalern geſchieht vomaus 


1. Januar 1869. ab allmälig in Gemäßheit des feſtgeſtellten Tilgungsplans aushro⸗ 


dem 


zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens anderthalb Proauld⸗ 
verſchreibungen. Auch verpſtichlel uch bir Nofiyıyenieube ciner hals Til⸗ 


gung dieſes ganzen Anleihekapitals noch die Ace die mittelſt dieſes 


Dianlehns einzurichtende ſtädtiſche Gasanſtalt über die 


etriebsausgaben und die 


5 e Verzinſungs⸗ und Tilgungsbeträge etwa gewähren möchte, zu ver⸗ 
wenden. 


5 durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche umlaufende 
berſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuld: 
verſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und 


Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 


55 das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt in dem Monat Juni jedes der 


Einlöſung vorhergehenden Jahres und beginnt im Juni 1868. 
Die Stadtgemeinde behält ſich jedoch das Recht vor, den ufa Sand 
Uld⸗ 


Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich 


5 bekannt gemacht. 


Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei und Einen Monat vor dem 


: Jahlungstermine, alſo in den Monaten Juli, Oktober und Dezember, im König⸗ 


lichen Staatsanzeiger, im Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Königsberg, 


N in der Königsberger Hartungſchen Zeitung und im Kreisblatte des Kreiſes Brauns⸗ 


berg. Sollte eines dieſer Blätter eingehen, fo wird von dem Magiſtrate mit 


f | Genehmigung der Königlichen Regierung ein anderes 1 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 


im halbjährigen Terminen, am 2. Januar und 1. Juli, von heute an gerechnet, 


mit fünf Prozent jährlich in Preußiſch Kurant verzinſt. 
Gar. 6784) Die 


— 116 — 
Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
1185 der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
ei der Kämmereikaſſe zu Braunsberg in der nach dem Eintritte des Fälligkeits⸗ 
termins folgenden Zeit. f 
Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibun 
I en die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. 
Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital abgezogen. 
Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißi Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie fällig geworden, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde. \ en 
Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener und vernichteter Schuld? 
verſchreibungen erfolgt nach den auf die Staatsſchuldſcheine Bezug habenden Vor⸗ 
fehriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots und der ® 
Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $. 1. bis §. 12. mit 
nachſtehenden näheren Beſtimmungen: 15 
a) die im F. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
e zu Braunsberg gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte und 
efugniſſe zuſtehen, welche nach der angeführten Verordnung dem Schatz⸗ 
miniſterium zukommen, gegen die Ber ung des Magiſtrats findet der 
Rekurs an die Königliche Regierung zu Königsberg ſtatt / 3 
b) das im F. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreisgerichte 
zu Braunsberg 4 
e) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen geſchehen 
durch diejenigen Blätter, durch welche die ausgelooſten Obligationen be 
kannt gemacht werden; 
d) an die Stelle der im FH. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine treten 
vier, und an die Stelle des im H. 8. erwähnten achten Zahlungstermins 
tritt der fünfte. N 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei uns anmeldet und den ſtattgehabten Verluſt der Zinskupons 
durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter Weiſe dar 
thut, nach Ablauf der Verfährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis 
dahin nicht vorgekommenen Jinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. * 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjährige Zinskupons auf die fün⸗ 
jährige Periode von 18. bis 18. ausgegeben. ür die weitere Zeit werden 
ebenfalls ſolche Zinskupons auf fünffährige Perioden ausgegeben werden. b 

Die Ausgabe jeder neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kämmereikaſſe 
der Stadt Braunsberg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. 3 

Beim Verlust des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zinskupons⸗ 
Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung recht? 
zeitig geſchehen iſt. hi SUR 3 ER 


ur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Baß ichn n haftet die Stadt- 
inde Braunsberg mit ihrem geſammken Vermögen und ihren ſämmtlichen 


ünften. N 
Dieſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 


Siegel ertheilt. 
Braunsberg, den en 


Der. Magiſtrat. 


(Unterſchriften des Dirigenten und eines 1 


1 


Se unter Beifügung der Amtstite f 
Eingetragen Kontobuch Fol... AM ...: Hierzu find Kupons ... verabreicht. 
Der Stadtſekretair. Der Rendant. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Zinskupon 


zu der 


Braunsberger Stadtobligation 


Littr. 


Sboler zu fünf Brogene Binfen“ 
über . Thaler ... Sgr.. Pf 


1 


(Trockener Stempel) 
Der Magiſtrat. 


(Unterſchriften des Dirigenten und eines Ma iſtratsmitgliedes 
unter Beifuͤgung der Amtstitel.) f 


hier genannten Zinſen verjähren 
lauf der nächſten vier Kalender⸗ g 
nach dem Fälligkeitsjahre. 8 Eingetragen Kontrole Fol. 


6735) 5 Pro- ü 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
e 
a d dere 


Braunsberger Stadtobligation. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen Rückgabe deſſelben zu der 
Braunsberger Stadtobligation Littr. .. M 

Thaler à fünf Prozent Zinſen die te Serie Zinskupons 
für die fünf Jahre vom . ben „% um. ; er 18.. 
bei der Kämmereikaſſe zu Braunsberg, ſofern dagegen Seitens des als ſolchen 
legitimirten Inhabers der Obligation vorher kein ſchriftlicher Widerſpruch ein⸗ 
gegangen iſt. | | 

Braunsberg, den „ten 


(Trockener Stempel.) 


Der Magiſtrat. 


(Unterſchriften des Dirigenten und eines ln 
unter Beifügung der Amtstitel.) 


(Nr, 6735.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung einiger Aenderungen i 
. der Statuten der Lebensverſicherungs-Geſellſchaft Germania zu Stettin. 
Vom 15. Juli 1867. a 


\ 4 
Ne Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 5. d. M. die 
von der Lebensverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft Germania zu Stettin in der General 
verſammlung vom 29. Mai d. J. beſchloſſene Abänderung der $$. 2. und 1 
ihrer Statuten de conf. 26. Januar 1857. reſp. 30. November 1863. zu 
genehmigen geruht, 8 a 1 
Der Allerhöchſte Erlaß, ſowie die Aenderungen werden durch das Amts- 
blatt der Königlichen Regierung zu Stettin bekannt gemacht werden. „„ 
Berlin, den 15. Juli 1867. . 14 


Der Miniſter fir Handel, Gewerbe Der Miniſter des Innern. 
und öffentliche Arbeiten. | 7 
Im Auftrage: Im Auftrage: 0 
Delbrück. 8 Sulzer. 


Redigirt im Büreau des Staats- Ministeriums! 


F 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
8 Er (R. v. Decker). 


